
Mit Erlaß Nr. 1/54 vom 12. 4. 1954 teilt das Ministerium des Innern mit;

Bewilligung von Unlerhaltsbeiträgen nach § 103 DBG

Der Ministerrat hat in seiner Sitzung vom 10.
3. 195-4 folgenden Beschluß gefaßt:
*,1. Für die Anwendung der Vorschriften des

$ 103 DBG werden für Bewilligungen und
.Weiterbewilligung von Unterhaltsbeitragen
folgende Richtlinien gegeben:

a) Untcrhaltsbeiträge können bis zur Höhe
des gesetzlichen Witwen- und Waisen¬
geldes gewährt werden. Bei Bemessung
der Unterhaltsbeiträge sind Würdigkeit,
Bedürftigkeit und Erwerbsfähigkeit der
Hinterbliebenen sowie die Länge der
ruhegehaltsfähigen Dienstzeit zu be¬
rücksichtigen. Gleichzeitiger Renten¬
bezug aus der Sozialversicherung schließt
die Bewilligung nicht aus.

b) Bei Bemessung von Unterhaltsbeiträgen
sind Unfallrcnten sowie Renten der
Kriegsbeschädigten aus der Kriegsopfer¬
versorgung und Renten ähnlicher Art
außer Betracht zu lassen, weil diese
Renten als Ausgleich für die durch die
Beschädigung verursachte Körperbehin¬
derung (Körper- und Gesundheitsschä¬
den) und die dadurch bedingten Mehr¬
auslagen gewährt werden.

c) Das übrige Einkommen ist in der Weise
zu berücksichtigen, daß das Gesamt¬
einkommen einschließlich Unterhaltsbei-
trag den gesetzlichen Versorgungsbezug
(Familienzulagen beiderseits einbegrif¬
fen) nicht übersteigt. Dieser Höchst¬
betrag darf nur überschritten werden,
wenn besondere Gründe, wie die Zahl
und Berufsausbildung der Kinder, beson¬
dere Verpflichtungen finanzieller Art,
die unausweichlich oder vor Erlaß des
Kabinettsbeschlusses vom 7. 6. 1951 ein¬
gegangen waren, dies rechtfertigen.

2. An die Hinterbliebenen von gefallenen Be¬
amten auf Widerruf ist in jedem Falle ein
Unterhaltsbeitrag in Höhe des gesetzlichen
(Witwen- und Waisengeldes — an Witwen
auf Lebenszeit — zu bewilligen. Eine be¬
sondere Zustimmung des Ministers für
Finanzen und Forsten ist in diesen Fällen
nicht erforderlich. Auf den Unterhaltsbci-
trag sind unmittelbar anzurechnen:

a) Renten aus der gesetzlichen Rentenver¬
sicherung, deren Anspruch sich nur un¬
ter Berücksichtigung der Vorschriften
der §§ 1263 und 1263 a der Reichsver¬
sicherungsordnung in der derzeit gül¬
tigen Fassung ergibt.

b) Die Rentensteigerungsbeträge, die auf
Grund der Vorschriften des § 1268 der
Reichsversicherungsordnung, des § 36,
Abs. 6 des Angestelltenversicherungs¬
gesetzes — beide in der derzeit gültigen
Fassung —, des § 54 des Saarknapp¬
schaftsgesetzes vom 11. 7. 1951 (ABI. S;

1099) oder des § 16 des Zweiten Ge¬
setzes über die Neuordnung der hütten¬
knappschaftlichen Pensionsversicherung
im Saarland vom 7. 11. 1952 (ABI. S.
1046 gewährt werden.
Von einer Anrechnung nach lit. a oder
b kann mit Zustimmung des Ministers
für Finanzen und Forsten ganz oder
teilweise abgesehen werden, wenn dies
nach dem Gesamteinkommen und den
persönlichen Verhältnissen des Versor-
gungsbcrechtigten einschließlich der iiu

Haushalt befindlichen unterhaltsberech¬
tigten Familienangehören erforderlich
erscheint. (Die hiernach anzurechnen¬
den Renten bzw. Rentenanteile können
von den jeweils zuständigen Rentenver¬
sicherungsträgern in Erfahrung gebracht
werden.)

3. Die nach Nr. 2 sich ergebenden Unterhalts¬
beiträge sind rückwirkend ab 1. Januar
1954 zu bewilligen.“

Hierzu wird erläuternd bemerkt:
Die nunmehr geltenden Richtlinien für die Be¬
willigung von Unterhaltsbeiträgen an die Hin¬
terbliebenen von Beamten auf Widerruf müs¬
sen, soll eine einheitliche Handhabung in allen
Fallen sichergestellt werden, auch auf bereits
bewilligte Unterhaltsbeiträge Anwendung fin¬
den. Aus diesem Grunde sind auch die zur Zeit
zur Auszahlung gelangenden Untcrhaltsbeiträge
zu überprüfen und gegebenenfalls der Höhe
nach neu zu bewilligen. Hierbei ist zu beachten,
daß Unterhaltsbeiträge mit der Bewilligung an
die Stelle der gesetzlichen Versorgungsbezüge
treten und daher, sofern die Bewilligung nicht
unter dem Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs
erfolgt ist, während des Bewilligungszeitraums
nicht zum Nachteil des Berechtigten abgeändert
werden können. Die Zahlung dieser neubewil¬
ligten Unterhaltsbeiträge ist, mit Ausnahme der
Unterhaltsbeiträge an die Hinterbliebenen von
gefallenen Beamten auf Widerruf — Hinweis
auf Nr. 3 des Ministerratsbeschlusses —,mit dem
Ersten des Bewilligungsmonats aufzunehmen.
Damit die Bewilligung zukünftig nach gleichen
Grundsätzen erfolgt, werden die sachbearbei-
tenden Dienststellen gebeten, die diesbezüg¬
lichen Vorlagen an die für die Bewilligung zu¬
ständigen bzwT

. mitzuständigen Stellen durch das
in der Anlage beigegebene Formblatt zu er¬
gänzen.

In gleicher Weise ist zu verfahren, wenn von
einer Anrechnung der Renten oder Rentenan¬
teile aus der Sozialversicherung im Sinne der
Nr. 2 der Richtlinien ganz oder teilweise ab¬
gesehen werden soll. Es empfiehlt sich, in die¬
sen Fällen eine Bescheinigung des zuständigen
Rentenversicherungsträgers beizufügen, aus der
der anzurechnende Rentenbetrag ersichtlich ist.
Die Rentenversicherungsträger sind unterrich¬
tet und stellen die erforderlichen Nachweise
auf Anforderung aus.

Erwähnt sei noch, daß in Anwendung der Nr. 2
Buchstabe a) der Richtlinien Renten aus der
Sozialversicherung in voller Höhe in Abzug zu
bringen sind, wenn keine 60 Beitragsmonate
bzw. 260 Wochenbeiträge nachgewiesen sind
und infolgedessen die Anwartschaft auf eine
Rente an und für sich noch nicht erworben
war, ln den übrigen Fällen, in denen die An¬
wartschaft auf eine Rente aus der Sozialver¬
sicherung bereits erw'orben war (Nr. 2 Buch¬
stabe b) der Richtlinien), werden lediglich die
auf Arbeits-, Wehr- und Kriegsdienstzeiteu ent¬
fallenden llentensteigerungsbeträge in Abzug
gebracht.

Es ist dafür Sorge zu tragen, daß die Uuter-
haltsbeiträge an die Hinterbliebenen von gefal¬
lenen Beamten auf Widerruf baldmöglichst neu
festgesetzt werden.

I. V.

gez. Dr. Engel
Oberregierungsrat

!Recht und Qeset%

Wer hat eine Schweigepflicht?
Die nachstehenden Ausführungen von A.

Barthel, Zentralpolizeischule Freiburg, ent¬
nehmen wir der ÜTV-Presse und geben sie
auszugsweise unseren Mitgliedern bekannt:
Für einen bestimmten Personenkreis bzw, für
bestimmte Einzelpersonen hat der Staat eine
gesetzliche Schweigepflicht angeorduet. Zu die¬
sem Personenkreis gehören vor allen Dingen die
Beamten, Aerzte, Rechtsanwälte und ähnliche
Vertrauenspersonen, weil sie in Ausübung ihres
Amtes oder Berufes Dinge erfahren, deren
Preisgabe dem Staat, der Oeffentlichkeit oder
auch Einzelpersonen Nachteile oder gar Schaden
bringen können. Die Pflicht zum Schweigen hat
der Gesetzgeber in Rechtsnormen festgelegt.
Wie der Name schon sagt, ist es eine Pflicht,
zu schweigen. Es ist alscr demjenigen, der zum
Kreis der schweigepflichtigen Personen gehört,
nicht möglich, nach eigenem Gutdünken dar¬
über zu entscheiden, ob er schweigen will oder
nicht, sofern er nicht von der Schweigepflicht
entbunden ist. Das ist auch schon daraus er¬
sichtlich, daß der Gesetzgeber für die Ver¬
letzung der Schweigepflicht kriminelle Strafen
angedroht hat.
Meine Ausführungen sollen sich nicht mit Ein¬
zelheiten der Schweigepflicht befassen, sondern
lediglich eine Uebersicht über den Personen¬
kreis geben, der eine Schweigepflicht bzw. ein
Schweigerecht bat und die hierfür maßgebenden
gesetzlichen Bestimmungen.

Zum Personenkreis, der eine Schweigepflicht
hat, gehört in erster Linie der Beamte, weil
er am meisten Gelegenheit hat, Dinge, die für
die Oeffentlichkeit nicht bestimmt sind, zu er¬
fahren. Es ist gleichgültig, ob der Beamte im
Dienste des Bundes oder eines Landes steht.
Die gesetzlichen Bestimmungen über die
Schweigepflicht sind im § 61 des Bundes-
bcamtengesetzes vom 14. 7. 1953 (RGBl. I S. 551)
enthalten. Der Beamte ist demnach verpflichtet,
über alles, was er in Ausübung seines Dienstes
erfährt, solange er im Dienst ist und auch nach
seinem Ausscheiden, zu schweigen. Das gilt auch
für die richterliche Vernehmung, ganz gleich,
ob er als Zeuge oder Beschuldigter vor Gericht
erscheint. Eine Preisgabe von Dienstgeheimnis¬
sen ist in bestimmten Fällen nach der vorheri¬
gen Befreiung von der Schweigepflicht durch
die Vorgesetzte Dienststelle möglich.
Verletzt der Beamte schuldhaft die Schweige¬
pflicht, so macht er sich eines Dienstvergehens
schuldig und kann nach dem Bundesdisziplinac-
gesetz vom 28. 11. 1952 (BGBl. I S. 749) be¬
straft werden. Gleiche Bestimmungen enthal¬
ten auch die Beamtengesetze und Diszipliuar-
verordmmgen der Länder.

Nach § 353 b RStGB kann ein Beamter bei Ver¬
letzung der Amtsverschwiegenheit oder Ver¬
letzung der Geheimhaltungspflicht strafrecht¬
lich verfolgt werden. Daneben kann noch eine
disziplinäre Ahndung erfolgen.

Für eine besondere Beamtengruppe hat der Ge¬
setzgeber Sonder-Strafbcstimmungen erlassen.
So ist für Postbeamte im § 354 RStGB hei Ver¬
letzung des Postgeheimnisses und der Beförde-
rungspflicht eine kriminelle Strafe angedroht.
Ein Beamter im Telegrafendienst, der das Tele¬
grafen- oder Postgeheimnis verletzt, wird nach

§ 355 RStGB mit Gefängnis bestraft.

Nach § 54, Abs. 1 StPO hat der Beamte das
Recht, bei der richterlichen Vernehmung über
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